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der Anfrage der Abgeordneten Mag. Guggenberger, 

DDr. Niederwieser und Genossen an den Herrn 

Bundesminister für Arbeit und Soziales 

betreffend Rechtsstellung ausländischer Arbeitnehmer 

(Nr. 2103/J) 

Zur Anfrage m6chte ich einleitend darlegen: 

über Initiative des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales 

wurde im Jahre 1990 durch eine Novelle zum Ausländerbeschäfti­

gungsgesetz die Arbeitserlaubnis eingeführt. Die~e erm6glicht 

ausländisc.hen Arbeitnehmern nach nur einjähriger Beschäftigung in 

österreibh die freie Wahl des Arbeitsplatzes innerhalb eines 

Bundeslandes. Dadurch wurde die Abhängigkeit der ~usländiachen 

Arbeitn~hmer von ihren Diehstgebern wesehtlich verringert. Ich 

bekenne mich deshalb seit meinem Amtsantritt zum Ausbau dieser 

R~gelung, di~ Ihrer Intention offenbar am wirkungsvollsten entge­

genkommen würde. Hinsichtlich der ersten Phase der Beschäftigung 

in österreich also während des ersten Arbeitsjahres, haben die 

Experten der Interes~envertretung~n der Arbeitgeber und der Ar­

beitnehmer überwiegend die Auffassung vertreten, daß zu~indest 

für die nächste Zukunft weiterhin dem Arbeitgeber die Beschäfti-
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gungsbewilligung erteilt werden sollte. Dies sowohl aus dem Grunde 

der Prüfung der arbeitsmarktlichen Notwendigkeit der Zulassung 

einer zu~ätzlichenausländischen Arbeitskraft als auch aus dem 

Grunde der Prüfung, ob der Arbeitgeber die Gewähr bietet, daß die 

Lohn- und Arbeitsbedingungen zum Schutze des Ausländers eingehal­

ten werden. 

Bei einer arbeitsplatzbezogenen Prüfung kann naturgemäß nur der 

Arbeitgeber - nicht aber der ausländische Arbeitnehmer - den 

Nachweis erbringen, daß trotz ordentlicher Lohn- und Arbeitsbedin­

gungen keine geeignete inländische oder integrierte ausländische 

Arbeitskraft für die Besetzung des Arbeitsplatzes in Frage kommt 

und die Beschäftigung eines Ausländers aus besonders wichtigen 

Gründen erforderlich ist. 

Frage: 

"Sind Sie bereit, Maßnahmen zu ergreifen, damit ausländische 

Arbeitnehmer im Verfahren zur Erteilung einer Beschäftigungsbewil­

ligung selbst als Antragsteller auftreten können?" 

Antwort: 
~----~--

In meinen laufenden Kontakten mit den Interessenvertretungen der 

Arbeitgeber und der Arbeitnehmer stellt die Frage der Besser~ 

stellung der ausländischen Arbeitnehmer im Ausländerbeschäfti­

gungs~~setz entsprechend meiner eingangs dargelegten grundsätzli­

chen Haltung ein immer wieder erörtertes Thema dar. Für·den Fall, 

daß ich im Zuge solcher Erörterungen eine politische Chance für 

eine Realisierung solcher überlegungen feststelle, werde ich eine 

entsprechende Regierungsvorlage einbringen. 
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